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ImFrühling 2024 hat die Stimm-
bevölkerungdieUferinitiativemit
64 Prozent abgelehnt.Diese hatte
unteranderemgefordert,dass ein
durchgehenderUferweg rundum
den Zürichsee gebautwird.Ufer-
wege sollen aberdennochweiter-
hin ausgebaut werden.

Doch bis dato ist es nicht der
Kantonallein,derUferwegefinan-
ziert. Die Standortgemeinden
müssen jeweils 20 Prozent der
Kosten übernehmen.

Kantonsrat Jonas Erni (SP,
Wädenswil) wollte das ändern.
Vor fünf Jahren reichte er eine
entsprechende parlamentarische
Initiative ein. Gestern hat der
Rat nun definitiv über den Vor-
stoss entschieden. Das Parla-
ment lehnte eine vollständige
Kostenübernahme durch den
Kantonmit 85 zu 81 Stimmen ab.

Gegner können sich auf
Volksentscheid berufen
Gestern fand nur noch die
Schlussabstimmung statt. Die
Debatte zum Geschäft führte
der Rat schon am 14.April durch.
Wobei die gescheiterte Seeufer-
weg-Initiative den Gegnern als
Beispiel diente. Für die bürger-
lichen Parteienwar das Nein des
Stimmvolks ein klares Signal.
Denn bei der Initiativewarvorge-
sehen, dass derKanton für sämt-
liche Kosten aufkommt.

Domenik Ledergerber (SVP,
Herrliberg) kündigte bei derDe-
batte bereits ein Referendum an,
sollte die Initiative zur Kosten-
beteiligung imRat angenommen
werden. Ledergerber sprach von
einem «Luxusprojekt». Sollten
Gemeinden denUferwegwollen,
sollen sie auch einenTeil zahlen.

Für Initiant Jonas Erni ging es
umeine reine Finanzvorlage.Der
Kanton solle,wie bei anderenWe-
gen auch, die Kosten überneh-
men.Er rief die Exekutivvertreter
der Gemeinden dazu auf, gegen
den Kanton zusammenzuhalten.

Präsenzdisziplin
hat entschieden
ImNovember2024, als das Parla-
ment erstmals inhaltlich über die
Initiative beraten hatte, machte
eine einzige Stimme den Unter-
schied. Diese gab damals Alexia
Bischof (Mitte, Wädenswil) ab.
Trotz anderslautender Empfeh-
lung ihrer Partei stimmte sie für
den Vorstoss. Gestern war dem
nicht mehr so.

Es habe keinenAbstimmungs-
zwang gegeben, sagt Bischof auf
Nachfrage.Da aber einmögliches
Referendum im Raum stand,
habe sie sich entscheiden müs-
sen. «Da es nur um einige we-
nige Seegemeinden geht, wollte
ich eine neue, aus meiner Sicht
aussichtslose Abstimmung ver-
meiden.»

SVP, EDU, FDP und Mitte
stimmten geschlossen gegen
den Vorstoss. Ihr Block kommt
bei Anwesenheit aller Parlamen-
tarierinnen und Parlamentari-
er auf 90 Stimmen. Gleiches gilt
für die links-grüne Klimaalli-
anz aus SP, Grünen, GLPundAL.
Wobei die links-grüne Ratshälf-
te imVorteil ist,weil der bürger-
liche Ratspräsident nicht mit-
stimmt. Beide Blöcke hatten
gestern Abwesenheiten zu ver-
zeichnen. Die höhere Präsenz-
disziplin entschied zugunsten
der Bürgerlichen. (fse/SDA)

Gemeindenmüssen
beim Bau von
Uferwegenweiter
Kostenmittragen
Kantonsrat Eine knappe
Mehrheit ist dagegen, dass
der Kanton die gesamten
Ausgaben übernimmt.

Maren Meyer

Viele Schweizer Spitäler stecken
seit Jahren in der Krise. Im Kan-
ton Zürich werden in diesem
Zusammenhang oft das Kinder-
spital oder das GZO Spital Wet-
zikon genannt. Ersteres erhielt
Darlehen vom Kanton in der
Höhe von insgesamt 250 Mil-
lionen Franken – 100 Millionen
davonwurden 2024 gesprochen.
Dem GZOwurde diese Hilfe ver-
wehrt. Jetzt wollen die Aktio-
närsgemeinden die nötige Kapi-
talerhöhung tragen, es geht um
50 Millionen Franken.

Auch andere Schweizer Spi-
täler plagen Geldsorgen. 2023
markierte bisher einen histori-
schen Tiefpunkt in ihrer finan-
ziellen Entwicklung. Eine neue
Studie der Unternehmensbera-
tung PWC, die Finanzzahlen von
44 Schweizer Akutspitälern aus-
wertete, zeigt nun eine leichte
Entspannung für 2024: Die Um-
sätze stiegen gegenüberdemVor-
jahr im Median um 4,1 Prozent
(um Datenausreisser durch klei-
nere Spitäler zu vermeiden,wird
ein mittlererWert genommen).

Dennoch bleibt die Situation
angespannt. Laut Co-Studien-
leiter Philip Sommer bleibt die
Profitabilität kritisch: Die Ziel-
marge von 10 Prozent erreichen
95 Prozent der untersuchten Spi-
täler nicht. Erst wenn diese er-
reicht sei, könnten sich Spitäler
die Infrastruktur leisten und sei-
en finanziell zukunftsfähig, sagt
der PWC-Gesundheitsexperte.

Die Gewinnmarge stieg 2024
zwar von 3,6 auf 4,5 Prozent,
blieb aber deutlich unter dem
Zielwert von 10 Prozent. Der
leichte Anstieg wird mit mehr
stationären Leistungen, Tarifer-
höhungen und Effizienzsteige-
rung der Spitäler erklärt.

StarkesWachstum
der Bevölkerung imKanton
Die Studienergebnisse lassen
sich auf Zürich herunterbrechen,
obwohl nicht einzeln ausgewer-
tet: Neun der untersuchten Spi-
täler befinden sich im Kanton.
Und sie haben gegenüber ande-
ren Krankenhäusern einen Vor-
teil: das Bevölkerungswachstum.
Für die Spitalbetriebe, laut Ex-
perte, ein wichtiger Wert. Auf-
grund des Wachstums haben in
Zürich die Fallzahlen für Spi-
talleistungen zugenommen, die
Kliniken seien daher produk-
tiver und effizienter, was sich
in leicht besseren Finanzzah-
len zeige. «Aber auch in Zürich
sind die Spitäler noch weit weg
von dort, wo sie eigentlich sein
müssten», sagt Sommer.

Das Bevölkerungswachstum
und der demografische Wandel
würden in Zukunft dazu führen,
dass die Nachfrage nach Spital-
leistungen – vor allem im Kan-
ton Zürich – überproportional
steigen werde. Gemäss dem ak-
tuellen Szenario des Bundesam-
tes für Statistik wird die Bevöl-
kerung des Kantons Zürich bis
2050 um rund 25 Prozent auf
knapp 2 Millionen wachsen.

Obwohl die Spitäler in Zürich
und in der Schweiz produktiver
geworden sind, sinkt das Pro-
duktivitätswachstum: Die Stei-

gerung von 2023 zu 2024 lag le-
diglich bei 0,3 Prozent. «Es feh-
len derMut und die finanziellen
Möglichkeiten zu Investitionen
in die Zukunft», sagt Sommer
und meint neue digitale Lösun-
gen, den Einsatz von künstlicher
Intelligenz (KI) oder die Einfüh-
rung neuer Prozesse.

So könnten zum Beispiel
administrative Tätigkeiten, die
zu Überstunden und Frustration
beim medizinischen Fachper-
sonal führen können, ausgela-
gert werden. «Aber die Angst ist
zu gross, dass Fehler passieren,
wenn man zum Beispiel Aus-
trittsberichte von KI schreiben
lässt», sagt Sommer.

Verlagerung von
stationär zu ambulant
Diese Einstellung hemme das
ProduktivitätswachstumderSpi-
täler,waswiederum eine niedri-
gere Marge zur Folge habe: ein
Teufelskreis. Wenn es die Spi-
täler nicht schafften, diesen zu
durchbrechen, könne dies im
letzten Schluss den Konkurs be-
deuten, sagt der Experte.

Über die letzten 12 Jahre seien
im Schnitt pro Jahr zwei Spitäler
geschlossenworden. «Wir haben
heute über 100 Spitäler weniger
als noch in den 80er-Jahren»,

sagt Sommer. Jetzt könnte sich
diese Entwicklung beschleuni-
gen. Denn: «Wer nicht in Pro-
zesse, digitale Transformation
und Infrastruktur investiert,wird
nicht produktiver und lebt letzt-
endlich von seinen Reserven.»
Sind diese einmal aufgebraucht,
benötigen die Spitäler finanziel-
le Unterstützung.

Dann springen die Spital-
besitzer ein – hauptsächlich sind
das die Kantone. Laut der Studie

schossen sie in der Schweiz al-
lein im letzten Jahr 1 Milliarde
Franken an Eigen- und Fremd-
kapital ein, um die Eigenkapi-
talquoten der Spitäler zu stabi-
lisieren und Zukunftsinvestitio-
nen zu ermöglichen. «Das ist ein
erheblicher Betrag», sagt Som-
mer. Nachhaltig sei diese Ent-
wicklung nicht.

Um langfristig Kosten einzu-
sparen und das Gesundheits-
system zu entlasten, wird eine
grossflächige Verlagerung von
stationär zu ambulant ange-
strebt. Trotz dieser politisch an-
gestrebten Ambulantisierung
fand im Jahr 2024 ein ausgepräg-
tes stationäres Umsatzwachs-
tum statt: Von 1,7 Prozent im Jahr
2023 haben sich die Erträge laut
Studie auf 3,6 Prozent mehr als
verdoppelt.

Um dieser Entwicklung ent-
gegenzuwirken, brauche es fol-
gende Anpassungen: sachge-
rechte Tarife, die Ambulantisie-
rung und Innovationen fördern.
Heute sei das nicht so, das Tarif-
systemveraltet.Wegen derTarif-
struktur von 1996 sei das am-
bulante Geschäft ein Verlust-
geschäft, sagt Sommer. Das sei
ein Problem.

Dass ein Bestreben hin zu
ambulant besteht, zeigt sich im

Kanton Zürich: Mit dem Ambu-
lanten Zentrumdes Stadtspitals,
das Anfang 2023 an der Europa-
allee eröffnete, und dem am-
bulanten Gesundheitszentrum
des Universitätsspitals im Circle
beim Flughafen gibt es zwei Ein-
richtungen, die einzig ambulante
Behandlungen durchführen.

«Lösungen sind
zu 80 Prozent da»
Sommer glaubt an dieAmbulan-
tisierung: «Wir sind überzeugt,
dass in den nächsten 20 Jahren
in der Schweiz 30 bis 40 Prozent
der heute stationären Fälle künf-
tig ambulant behandelt werden
können.» Doch Lösungen, wie
zum Beispiel Hospital at Home,
bei dem Patienten und Patien-
tinnen zu Hause genesen kön-
nen und dabei durch Ärzte und
die Spitex betreut werden, litten
aktuell unter Finanzierungspro-
blemen und Akzeptanz. Auch
der Datenschutz in der Schweiz
sei noch zu rigoros und hemme
innovative Lösungen.

Es sei eine gewisse Risiko-
aversion da, der strategische Fo-
kus fehle. «Die Lösungen sind zu
80 Prozent da», sagt Sommer,
«die Spitäler müssen nun den
Fokus darauf legen, sie anzuneh-
men und umzusetzen.»

Spitäler sind zuwenig profitabel
undmüssen um ihre Zukunft bangen
Neue Daten zur Finanzlage Schweizer Kliniken werden von Geldsorgen geplagt, auch 2024 hat sich die Lage nicht
merklich gebessert. Es fehlt an Mut und Geld für digitale Lösungen. In Zürich sind die Perspektiven positiver.

Die Bevölkerung wird immer älter und nimmt mehr Spitalleistungen in Anspruch: Patientin wird in einem Zürcher Spital behandelt. Foto: Manuela Matt

«Wer nicht
in Prozesse, digitale
Transformation
und Infrastruktur
investiert, wird
nicht produktiver
und lebt letztendlich
von seinen
Reserven.»
Philip Sommer
Co-Studienleiter
Unternehmensberatung PWC


